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Abréviations

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SEM Staatssekretariat für Migration
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
Opération
Papyrus

Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im
Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
Opération
Papyrus

Régularisation par le canton de Genève de plusieurs centaines de
personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février
2017, l'opération a pris fin en décembre 2018.
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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Alarmé par l'opération papyrus de Genève, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit être suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extrême
gravité ou de risque d'exploitation dans l'exercice d'une activité lucrative, a selon
l'Union du Centre été interprété de manière trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'à ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
même thématique. 
La conseillère fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser près de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité à la fin de l'année 2018 et qu'il était de surcroît impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son côté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. 1

MOTION
DATE: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Politique d'asile

Mit insgesamt neun im Jahr 2021 lancierten Vorstössen verlangte die SVP-Fraktion
verstärkte «Massnahmen gegen die illegale Migration». Im April 2022 behandelte die
SPK-NR zwei parlamentarische Initiativen aus dieser Serie. Mit 13 zu 8 Stimmen lehnte
sie die erste parlamentarische Initiative ab, die die Aufhebung der
Versicherungspflicht für Sans-Papiers forderte. Die SVP-Fraktion argumentierte, dass
es aufgrund der «Rechtswidrigkeit ihres Aufenthalt[s] [...] stossend» sei, die
Allgemeinheit für die Versicherungskosten von Sans-Papiers aufkommen zu lassen.
Durch die Versicherungspflicht werde der Aufenthalt von Sans-Papiers zudem noch
legitimiert, so die Volkspartei. Bei einem Wegfall der Versicherungspflicht müssten die
Gesundheitskosten von den Gemeinden und Kantonen finanziert werden, was nur
konsequent sei, da diese den Aufenthalt der betreffenden Personen duldeten. Die
Mehrheit der Kommission erachtete die Situation von Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung als «unbefriedigend»; ihr erschien die vorgeschlagene
Massnahme jedoch nicht als geeignet, um diese unbefriedigende Situation zu
verbessern. Mit ebendieser Argumentation gab sie auch der zweiten parlamentarischen
Initiative in der oben erwähnten Serie keine Folge (Pa.Iv. 21.446). Noch ausstehend ist
die Erstberatung der verbleibenden sieben Vorstösse – allesamt Motionen – durch den
Nationalrat. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.04.2022
MARLÈNE GERBER

In Form einer im Herbst 2020 eingereichten Motion verlangte die SVP-Fraktion unter
anderem, dass Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, mit Ausnahme der
Notfallversorgung, von der Sozialversicherungspflicht ausgeschlossen werden. In der
Sommersession 2022 befand der Nationalrat über die Vorlage. Justizministerin Karin
Keller-Sutter führte aus, dass im neuen Bericht des Bundesrates zur «Gesamthaften
Prüfung der Problematik der Sans-Papiers» aufgezeigt werde, dass ein Ausschluss der
Sans-Papiers von der Sozialversicherungspflicht auf Grund von völkerrechtlichen
Verpflichtungen nicht möglich sei. Der Nationalrat lehnte die Vorlage in der Folge mit
135 zu 53 Stimmen (0 Enthaltungen) deutlich ab, wobei alle 53 befürwortenden
Stimmen aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stammten. 3

MOTION
DATE: 08.06.2022
SARAH KUHN
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Mit 135 zu 55 Stimmen schloss sich der Nationalrat seiner SPK-NR an und gab einer
parlamentarischen Initiative der SVP, welche die Aufhebung der Versicherungspflicht
für Sans-Papiers forderte, in der Wintersession 2022 keine Folge. Lediglich die SVP-
Fraktion und vier Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion hatten sich für Folgegeben
ausgesprochen. Die SVP erachtete es als «stossend», Sans-Papiers trotz nicht Vorliegen
einer Aufenthaltsbewilligung einer Versicherungspflicht zu unterstellen, womit deren
Aufenthalt quasi legitimiert werde, anstatt die Personen auszuweisen. Die
Kommissionsmehrheit erachtete die vorgeschlagene Massnahme hingegen nicht als
geeignet, da durch das Verwehren des Zugangs zur Krankenversicherung insbesondere
das Recht der betroffenen Personen auf medizinische Grundversorgung beeinträchtigt
werde und dies unter anderem gesundheitliche Folgen hätte, was längerfristig zu
höheren Kosten führen würde. Das Anliegen ist somit erledigt – ebenso wie eine
weitere parlamentarische Initiative aus derselben Geschäftsserie der SVP, die der Rat
zeitgleich mit ähnlichem Stimmverhältnis ablehnte (Pa.Iv. 21.446). 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2022
MARLÈNE GERBER

Nach seiner Kommission stellte sich in der Wintersession 2022 auch der Nationalrat
gegen die Forderung einer parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion, die verlangte,
dass wesentliche Vertragsabschlüsse nur noch bei Vorliegen einer
Wohnsitzbestätigung möglich sein sollen. Der Nationalrat gab der parlamentarischen
Initiative mit 133 zu 57 Stimmen keine Folge. Die SVP hatte auf diese Weise versucht, die
Schweiz für illegal anwesende Personen weniger attraktiv zu machen. Im Namen der
Kommissionsmehrheit bezeichnete Tiana Angelina Moser (glp, ZH) «die Situation mit
den Sans-Papiers [als] rechtsstaatlich unbefriedigend». Gleichzeitig erachtete die
Kommissionsmehrheit die Initiative aber nicht als angemessen oder zielführend; weder
für die betroffenen Personen noch für die Gesamtgesellschaft könne diese
Verbesserungen bringen, so Moser. Neben der geschlossen befürwortenden SVP-
Fraktion wurde die Initiative von sechs Mitgliedern der FDP.Liberalen-Fraktion
unterstützt. Zeitgleich erledigte der Nationalrat eine weitere parlamentarische Initiative
der SVP-Fraktion mit ähnlicher Stossrichtung (Pa.Iv. 21.445). Beide Initiativen gehörten
zu einer 9-teiligen Geschäftsserie, mit der die SVP-Fraktion zusätzliche Massnahmen
gegen die irreguläre Migration forderte (siehe auch Mo. 21.3487-Mo. 21.3493). 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2022
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2023 behandelte das Parlament eine Vielzahl von Motionen zum Thema Asyl,
die meisten davon wurden jedoch bereits im Erstrat abgelehnt. 

Darunter befanden sich etliche Vorstösse aus der Feder der SVP-Fraktion oder deren
Mitglieder, so etwa eine Serie von Geschäften mit der Forderung nach verstärkten
«Massnahmen gegen die illegale Migration», die darauf abzielen sollten, Sans Papiers
die Anwesenheit in der Schweiz zu erschweren. Die entsprechenden sieben Motionen
wurden vom Nationalrat abgelehnt (Mo. 21.3487; Mo. 21.3488; Mo. 21.3489; Mo. 21.3490;
Mo. 21.3491; Mo. 21.3492; Mo. 21.3493), wobei lediglich zwei dieser Vorstösse ein paar
weitere befürwortende Stimmen aus anderen Fraktionen erhielten. Zwei
parlamentarische Initiativen mit ähnlicher Stossrichtung wurde im Berichtsjahr keine
Folge gegeben (Pa.Iv. 21.445; Pa.Iv. 21.446) und auch eine weitere Motion eines SVP-
Vertretenden, die die Banken dazu verpflichten wollte, regelmässig zu überprüfen, ob
sich Inhaberinnen und Inhaber ihrer Bankkonten nicht irregulär in der Schweiz
aufhalten (Mo. 21.3560), wurde schon im Erstrat abgelehnt.

Ein weiterer Schwerpunkt der SVP-Forderungen betraf die Durchführung von
Asylverfahren ausserhalb der Schweiz (Mo. 21.3785; Mo. 21.3992; Mo. 22.4397; Mo.
23.3086; Mo. 23.3851; Mo. 23.3950). Weder im Ständerat noch im Nationalrat fanden
sich allerdings Stimmen ausserhalb der SVP-Fraktion, womit alle Vorstösse auch hier
jeweils schon im Erstrat scheiterten. 

Abgelehnt wurden auch weitere Motionen von Mitgliedern der SVP-Fraktion, darunter
ein Vorstoss betreffend die Globalpauschale für asylsuchende und schutzbedürftige
Personen (Mo. 21.4295), eine Motion zur Unterbindung der irregulären Migration von
männlichen Afghanen (Mo. 23.4246), eine Motion zu den mit der Neustrukturierung des
Asylbereichs geschaffenen Rechtsvertretenden (Mo. 21.3993), eine Forderung zur
Bereitstellung der Armee- und Bundesliegenschaften für Schutzsuchende (Mo.
22.4506), die Forderung zur Wiedereinführung von Grenzkontrollen (Mo. 22.4397; Mo.
23.3086) sowie zwei Motionen, die eine im Sinne der SVP konsequente Durchsetzung
des Dublin-Abkommens forderten (Mo. 23.3200; Mo. 23.3211): Auf Asylgesuche sollte
laut der SVP nur eingetreten werden, wenn die betreffende Person glaubhaft versichern

MOTION
DATE: 22.12.2023
MARLÈNE GERBER
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kann, dass sie nicht über ein angrenzendes Land eingereist ist. Einen Teilerfolg konnte
indes ein ähnliches Anliegen verbuchen; so nahm der Nationalrat in der Herbstsession
2023 eine Motion der FDP-Fraktion an (Mo. 23.3533), die unter anderem forderte, dass
der Bund auf Asylgesuche von Personen, die sich zuvor in einem sicheren Drittland
aufgehalten hatten, konsequent nicht mehr eintritt. 

Auch Forderungen von Links-grün waren nicht von Erfolg gekrönt. Darunter befanden
sich einige Vorstösse, die eine Verbesserung der Situation von Asylsuchenden
verlangten, etwa eine Motion für die Wiedereinführung des Botschaftsasyls (Mo.
21.3273), für die Schaffung eines Flüchtlingsstatus für Klimaopfer (Mo. 22.3092), zur
alternativen Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden (Mo.
21.3710), für eine bessere Berücksichtigung des Gesundheitszustands von
Asylbewerbenden in Bundesasylzentren (Mo. 21.3250) oder zur verstärkten
psychologischen Unterstützung von Geflüchteten mit Schutzstatus S (Mo. 22.3090).
Vertretende der Grünen und der SP-Fraktion hatten zudem Motionen zur privaten
Unterbringung (Mo. 22.4147) und zur Unterbringung in umgestalteten Bundesasylzentren
(Mo. 21.3711) sowie für ein Moratorium zum Bau neuer Bundesasylzentren (Mo. 21.3672)
eingereicht, die ebenfalls 2023 schon im Erstrat abgelehnt wurden. Das gleiche
Schicksal ereilte auch eine Motion, die die Berufsvorbereitung für Geflüchtete und
andere spät Zugewanderte erleichtern wollte (Mo. 21.4064). 

Ebenfalls abgelehnt wurde eine von links-grüner Seite eingereichte Motion zur
Neubeurteilung von Asylgesuchen aus Afghanistan (Mo. 21.4055). Kurz nach Ablehnung
letzterer Motion beschloss das SEM im Juli jedoch eine Praxisänderung, gemäss welcher
weiblichen afghanischen Asylsuchenden grundsätzlich die Flüchtlingseigenschaft
zuzuerkennen ist. Diese Praxisänderung stiess bei Vertretenden der FDP und SVP auf
Widerstand, der sich in Form mehrerer neu eingereichter Vorstösse (Mo. 23.4020; Mo.
23.4241; Mo. 23.4246; Mo. 23.4247) und einer ausserordentlichen Session ausdrückte.

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

In ihrem Positionspapier zur Migrationspolitik sprach sie sich für eine erschwerte
Zuwanderung von Ausländern aus sowie für die Herabsetzung der Altersgrenze von 18
auf 14 Jahre für den Familiennachzug. Ferner hielt sie die Ausarbeitung eines
Gegenvorschlages zur Volksinitiative «für eine Regelung der Zuwanderung», die den
Ausländeranteil auf 18% begrenzen will, im Gegensatz zum Bundesrat für unerlässlich.
Bei den Einbürgerungen befürwortete die Partei zwar die erleichterte Einbürgerung von
Jugendlichen der zweiten Generation, davon abgesehen soll die Einbürgerungspraxis
hingegen restriktiver gehandhabt werden. Im Asylbereich sollen kriminelle, renitente
und papierlose Asylsuchende in bewachten Kollektivunterkünften bis zur Ausschaffung
untergebracht werden. 6

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 28.03.1998
URS BEER

An der Delegiertenversammlung vom Mai in Näfels wiederholte die SVP ihr Vorbehalte
gegen Schengen. Sie forderte ein Moratorium für weitere Anpassungen an den
Schengen-Rechtsstand. Es soll sogar eine Kündigung des Abkommens geprüft werden.
Ebenfalls kritisiert wurde der lasche Umgang der Behörden mit Sans-Papiers. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.05.2010
MARC BÜHLMANN
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